
Zuwanderung: 
Bern, im Mai 2026

Daten – Fakten – Hintergründe

Fakten – Was will die Nachhaltig-
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Bewahren,
was wir
lieben.

nachhaltigkeits-initiative.ch

An diesem ungebremsten  
Wachstum zerbricht die Schweiz.
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Pro Sekunde wird rund 1m2 Land in der Schweiz zubetoniert. Wird der Boden überbaut,  
kann er nicht mehr atmen und kein Wasser aufnehmen. Der Boden stirbt. Wir verlieren die Natur  

als Lebens- und Erholungsraum. 

In den letzten 12 Jahren hat die Bevölkerung in 
der Schweiz um 1 Million Menschen zugenom-
men. Aktuell kommen pro Jahr über 100’000 
Personen zusätzlich in die Schweiz: aus der EU, 
aus Drittstaaten oder über das Asylsystem. Viele 
aus fremden, islamischen Kulturen. Viele wan-
dern in unseren Sozialstaat ein. Meldungen über 

Einbrüche, Gewaltverbrechen und Messeran-
griffe sind alltäglich geworden. 

Lesen Sie in dieser Zeitung: Warum wir jetzt 
ein Zeichen gegen die unkontrollierte Mas-
seneinwanderung setzen müssen. Mit einem 
JA zur Nachhaltigkeits-Initiative!

«Horrende Kosten» – Das kostet 
uns Steuerzahler der Asylmiss-
brauch effektiv.
Seite 8

«Wir haben ein Problem» – Das sagt 
Prof. Frank Urbaniok, forensischer 
Psychiater zur Ausländerkriminalität. 

Seite 9



Liebe Schweizerinnen 
und Schweizer

Meine Gedanken und Sorgen zur Zuwanderung

U nsere wunderschöne Heimat 
wird im Rekordtempo zubeto-
niert. Wollen wir, dass das ein-

fach so weitergeht?
In nur zwölf Jahren wurden eine 

Million Zuwanderer in unser kleines 
Land gestopft. Die Folgen spüren wir 
alle: Die Lebensqualität nimmt ab und 
die Kosten für Mieten, Krankenkasse 
und das ganze Leben explodieren.

Unsere Schweizer Werte und Kultur 
gehen verloren. Wir passen uns immer 
mehr an, statt umgekehrt. 

In vielen Schulklassen werden kei-
ne Weihnachtslieder mehr gesungen. 
Die Kantonspolizei Zürich warnt vor 
Zugschubsern. Gefängnisse, öffentli-
che Kantinen, Schulen servieren kein 
Schweinefleisch mehr. Wollen wir das?

Wir sind Eltern von drei schul-
pflichtigen Kindern und sind sehr 
besorgt über ihre Zukunftschancen. In 
den Schulen sinkt das Niveau, obwohl 
die Bildung immer mehr kostet. Das 
Einzige, was zunimmt in den Schulen, 
ist die Gewaltbereitschaft. Die Schulen 
scheitern am Multikulti. Darunter lei-
den alle Kinder. 

Ein paar wenige profitieren von der 
masslosen Zuwanderung. Aber wir alle 
bekommen die Rechnung serviert. 

Jedes Jahr kommen rund 100’000 Einwanderer in unser Land! Das 
sind mehr Personen, als in der Stadt Luzern leben! Das hält unser 

kleines Land nicht mehr länger aus. Setzen Sie daher jetzt 
ein Zeichen: «Keine 10-Millionen-Schweiz!» JA

Marcel Dettling 
Nationalrat, Präsident SVP Schweiz und 

Landwirt, Oberiberg (SZ)
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2  ZUKUNFT SCHWEIZ

Die Unsicherheit nimmt rasant zu. 
Besonders die schweren Straftaten ha-
ben deutlich zugenommen. Vergewalti-
gungen haben sich seit 2020 verdoppelt! 

Als Schweizerin und Schweizer fühlt 
man sich zunehmend fremd im eigenen 
Land.  

So weiter wie bisher, ist keine 
Option. Die Massenzuwanderung 
muss gebremst werden. Mit einem Ja 
zur Nachhaltigkeits-Initiative «Keine 
10-Millionen-Schweiz!».

« Unsere wunderschöne 
Heimat wird im Rekord-

tempo zubetoniert.  
Wollen wir, dass das  

einfach so weitergeht? » 

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

   

Impressum:
Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe ist eine 
Publikation der IG Nachhaltigkeits-Initiative |  
info@nachhaltigkeitsinitiative.ch |  
www.nachhaltigkeitsinitiative.ch | Auflage: 2’543’316 | 
Herausgeber und Redaktion: SVP Schweiz | Postfach |  
3001 Bern | Tel.: 031 300 58 58 | Gestaltung und Grafiken: GOAL 
AG für Werbung und Public Relations | Bildquellen: iStockphoto, 
www.parlament.ch, SVP Schweiz, KI-generiert (S. 5) |  
Druckerei: CH Media Print AG, St.Gallen.

Achtung: Bei dieser Zeitung handelt es sich weder um Werbung 
noch um Reklame, sondern um eine politische Information. 
Darum darf sie auch in jene Briefkästen verteilt werden, auf 
denen sich ein Stopp-Kleber befindet. Wir danken für Ihr 
Verständnis.

https://www.svp.ch
https://www.parlament.ch


VERLUST DER HEIMAT   3

Lebensqualität schwindet – wir bezahlen! 
Die Schweiz verändert sich rasant. Aber nicht zum Guten.

Unsere schöne Landschaft wird zu-
betoniert. Die Züge sind verstopft. Man 
steht stundenlang im Stau. Wir spüren 
alle, wie sich die Lebensqualität in der 
Schweiz verschlechtert. 

Mir machen aber auch andere Ent-
wicklungen Sorgen: Der Islam macht 
sich breit. Und wir in der Schweiz sollen 
uns anpassen? Das geht doch nicht.

In vielen Schweizer Gefängnissen 
gibt es gar kein Schweinefleisch mehr. 
Warum? Weil Muslime kein Schweine-
fleisch essen. Müssen wir jetzt Rück-
sicht nehmen auf Sonderwünsche von 
Kriminellen?

Unsere Weihnachtsmärkte und Fas-
nachtsumzüge müssen mit speziellen 
Betonklötzen geschützt werden. Über-
all machen sich Barber-Shops, Ke-
bab-Stände und Shisha-Bars breit. Ist  
das jetzt Multikulti? Oder eher Geldwä-
sche?

Kopftücher für alle?
Muslimische Eltern wollen Spezial-

behandlungen für ihre Mädchen. Zum 
Beispiel kein Schwimm-Unterricht. 

Die linksgrüne Stadt Zürich geht 
noch weiter: Muslimische Jugendliche, 
die Ramadan machen, «können vom 
Unterricht befreit werden». Oder dür-
fen beim Sportunterricht «mehr Pau-
sen machen und sich ausruhen». Die 
SP Schweiz ist dafür, dass Lehrerinnen 
Kopftücher tragen. Der türkische Staat 

1 Politikerin mit Kopftuch: Türkischer Staat feiert Vera Çelik - Blick, 15.03.2026

feiert die Wahl der SP-Kopftuch-Frau1 
Vera Çelik. Das Kopftuch steht für die 
Unterdrückung der Frau. Von Integra-
tion ist wenig spürbar.

Wir zahlen den Preis
Es hat bereits rund 150’000 Arbeits-

lose in der Schweiz. Die Hälfte sind Aus-
länder. Trotzdem holt man noch mehr 

FDP-Nationalrätin Jacqueline de Quattro warnt: «Kriminaltouristen 
und Geldwäscher kommen hierzulande straffrei davon.» Sie bringt es 

auf den Punkt: «Es gibt mehr Barbershops als Bärte.»

Ausländer ins Land. Wir zahlen.
Wegen der Zuwanderung müssen 

Milliarden Franken in den öV, in Schul-
häuser, Strassen usw. investiert werden. 
Jedes Jahr. Wir zahlen.

Es ist verrückt: Wir leiden an den 
Folgen der masslosen Zuwanderung 
und müssen dafür auch noch bezahlen! 

So kann es nicht weitergehen.

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

Sandra Sollberger 
Malermeisterin und  

Nationalrätin, Liestal (BL)

Der Appenzeller Ständerat Daniel 
Fässler brachte einen Gegenvor-
schlag ein, der aber von der Mehr-
heit im Ständerat abgelehnt wur-
de. Darauf stimmten Daniel Fässler 
und seine Urner Ständeratskollegin 
Heidi Z’graggen für die Nachhal-
tigkeits-Initiative. Fünf weitere 
Ständerätinnen und Ständeräte 
der Mitte-Partei enthielten sich der 
Stimme: Erich Ettlin (OW), Andrea 
Gmür (LU), Peter Hegglin (ZG), 
Fabio Regazzi (TI) und Beat Rieder 
(VS). Sie sympathisieren mit dem 

Vertreter der Mitte-Partei haben erkannt, dass es so nicht  
weitergehen kann:

Die Zuwanderung muss auf ein gesundes 
Mass reduziert werden.

Anliegen der Initiative, wollen sich 
aber nicht exponieren.
Auch im Nationalrat enthielten sich 
6 Mitte-Parlamentarier und zeig-
ten damit ihre Sympathien für die 
Nachhaltigkeits-Initiative: Dominik 
Blunschy (SZ), Martin Candinas 
(GR), Regina Durrer (NW),  
Pius Kaufmann (LU), Markus  
Ritter (SG), Simon Stadler (UR).  
Der Innerrhoder Nationalrat  
Thomas Rechsteiner stimmte  
für die Nachhaltigkeits-Initiative 
«Keine 10-Millionen-Schweiz!».



   

4  BEVÖLKERUNGSWACHSTUM

Was will die Nachhaltigkeits-Initiative 
«Keine 10-Millionen-Schweiz!»?

Die masslose Zuwanderung seit der Einführung der Personenfreizügigkeit im Jahr 2002 zeigt sich auch in der starken Zunahme der ständigen 
Wohnbevölkerung. Diese hat in den letzten 24 Jahren gemäss Bundesamt für Statistik von 7,25 Millionen um 1,9 Millionen auf ~9,15 Mil-
lionen Ende 2025 zugenommen. Zur nicht ständigen ausländischen Wohnbevölkerung zählen Personen im Asylprozess (Ausweise N, S und F)  
mit unter 12 Monaten Anwesenheitsdauer sowie Personen mit Kurzaufenthaltsbewilligung von unter 12 Monaten wie beispielsweise Studenten.
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 Einwanderer in 24 Jahren!

●	 Nachhaltige Bevölkerungsentwicklung zum 
Schutz unserer Umwelt, der Infrastrukturen, der 
Gesundheitsversorgung, der Bildungseinrichtungen, 
der Stromversorgung und der Sozialwerke.

●	 Die Nachhaltigkeits-Initiative sorgt für eine massvolle 
Zuwanderung. Die ständige Wohnbevölkerung darf 
vor 2050 die 10-Millionen-Grenze nicht überschrei-
ten.

●	 Wenn 9,5 Millionen überschritten sind: Massnah-
men, insbesondere im Asylbereich, beim Familien-
nachzug und bei «vorläufig Aufgenommenen» 
(Asylanten mit negativem Asylentscheid).

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

●	 Wenn der Grenzwert überschritten wird, müssen 
wachstumstreibende Verträge neu verhandelt  
werden. Schutzklauseln sind anzurufen!

Lesen Sie hier  
den gesamten  

Initiativtext:

« Die Nachhaltigkeits-Initiative sorgt  
für eine massvolle Zuwanderung: Die  
ständige Wohnbevölkerung darf vor 2050 
die 10-Millionen-Grenze nicht über
schreiten.

Das heisst: Es könnten immer noch  
rund 40’000 Personen und  
Fachkräfte pro Jahr  
einwandern. » 

Thomas Aeschi 
Nationalrat und  

Unternehmer, Baar (ZG)nachhaltigkeitsinitiative.ch/initiative



Jahr für Jahr kommen rund 100’000 Einwanderer zusätzlich in unser 
Land. Für diese müssen wir pro Jahr eine neue Stadt in der Grösse von 

St. Gallen bauen. Das hält unsere kleine Schweiz nicht länger aus! 

ZUBETONIERUNG DER SCHWEIZ   5

Aufgrund der masslosen Zuwanderung werden in der Schweiz täglich rund 8 Hektaren Landwirtschafts-
fläche zubetoniert. Das zerstört nicht nur unsere schöne Natur, sondern auch unsere Lebensgrundlage. 

Bereits heute können wir im Krisenfall nur noch jede zweite Person in der Schweiz ernähren.

Die Schweizer Bevölkerung wächst 
16x schneller als jene von Deutsch-
land. Seit 2014 hat die Schweiz um eine 

Million Zuwanderer zugenommen und 
platzt heute schon aus allen Nähten. 
Trotzdem werden immer noch jährlich 
über 100’000 Zuwanderer zusätzlich 
in unser kleines Land gestopft. Sie alle 
brauchen Wohnungen und Infrastruk-

Alle zwei Tage wird ein  
Landwirtschaftsbetrieb wegbetoniert!

tur wie Strassen, öV, Schulhäuser oder 
Spitäler. Das Resultat: unsere Natur 
wird komplett zubetoniert. 

Laut dem Bundesamt für Statis-
tik wuchs die Siedlungsfläche in der 
Schweiz allein zwischen 2009 und 2018 
um 180,6 km² – damit wurde eine Flä-
che zubetoniert, die doppelt so gross ist 
wie der Zürichsee.

Und der Wahnsinn geht weiter: Pro 
Sekunde verschwindet ein Quadratme-
ter Grünfläche. Das sind rund 8 Hek-
taren pro Tag! Aber nicht nur unsere 

schöne Landschaft verschwindet. Auch 
unsere Lebensgrundlage: rund alle 
zwei Tage wird ein Landwirtschaftsbe-
trieb wegbetoniert. Die Ernährungssi-
cherheit nimmt dramatisch ab. Gemäss 
Bundesverfassung ist der Hauptauftrag 

Martin Haab 
Präsident Zürcher Bauernverband 
und Nationalrat,  
Mettmenstetten (ZH)

« Der Zürcher Bauernverband 
hat einstimmig die Ja-Parole 
beschlossen, weil der Schutz der 
Landwirtschafts- und Biodiver-
sitätsflächen entscheidend ist. 
Übernehmen wir heute Ver
antwortung, erhalten wir  
für die zukünftige Generation 
eine lebenswerte und selbst
bestimmte Schweiz. » 

der schweizerischen Landwirtschaft 
die Versorgung der Schweizer Bevöl-
kerung mit einheimischen Nahrungs-
mitteln. Doch wir könnten heute im 
Krisenfall nur noch jede zweite Person 
in der Schweiz ernähren.

Wollen wir in Zukunft eine totale 
Abhängigkeit in der Lebensmittelver-
sorgung vom Ausland?

Die Nachhaltigkeits-Initiative 
«Keine 10-Millionen-Schweiz!» 
will diese negative Entwicklung 
abbremsen. Deshalb am 14. Juni 
JA zur Nachhaltigkeits-Initiative!

« In den letzten 30 Jahren werden Jahr für Jahr pro 
Sekunde (!) rund ein 1 m2 Grünfläche zubetoniert! » 

Deshalb sagen die  
gewichtigsten kantonalen  

Bauernverbände JA zur  
Nachhaltigkeits-Initiative.

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

Esther Friedli
Ständerätin und  

Gastronomin, Ebnat-Kappel (SG)
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Bildungswesen
114 Schulhäuser
595 Schulklassen
780 Vollzeit-Volksschullehrer

Verkehr

53’157 neue Personenwagen
34 SBB Lokomotiven und 
Bahnwagen
75 neue (öV) Busse

55 Gross-Windkraftanlagen
21% der Jahresproduktion 
des KKW Beznau I

Strom

Landwirtschaft

Verlust pro Jahr

Zusätzlich pro Jahr
Abfall

67’000 Tonnen Abfall

Zubetonierung von
~1 m2 pro Sekunde seit 
den letzen 30 Jahren

Zusätzlich pro Jahr

Zusätzlich pro Jahr

Zusätzlich pro Jahr

6  GESAMTBELASTUNG SCHWEIZ

Jährlich kommen rund 100’000 zusätzliche Einwanderer ins Land.  
Die Folgebelastungen für Natur, Umwelt und Infrastruktur sind dramatisch! 

Daran zerbricht die Schweiz: 
Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe
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 ~45’000 neue Wohnungen

Wohnungen

  468 Ärzte
  420 Spitalbetten
2’073 Pflegende

Gesundheitswesen

Landwirtschaft

Verlust pro Jahr

Zusätzlich pro Jahr
Abfall

67’000 Tonnen Abfall

Zubetonierung von
~1 m2 pro Sekunde seit 
den letzen 30 Jahren

Zusätzlich pro Jahr

Zusätzlich pro Jahr

IMMER MEHR WACHSTUM   7

Jährlich kommen rund 100’000 zusätzliche Einwanderer ins Land.  
Die Folgebelastungen für Natur, Umwelt und Infrastruktur sind dramatisch! 

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

Wir 
wachsen 

uns  
zu Tode 

Wir befinden uns in einer 
Endlos-Spirale wie ein 
Hamster im Laufrad! Immer 
mehr Zuwanderung braucht 
immer mehr Wachstum. Das 
hält unser kleines Land nicht 
mehr länger aus: Immer mehr 
Zuwanderer brauchen immer 
mehr Wohnungen, Strassen, 
Schulen, Strom, Wasser, Ab-
fallentsorgung, Lehrer, Ärzte, 
Pfleger. Die Folge? 

Mittlerweile bauen Zu-
wanderer Wohnungen für 
Zuwanderer, Zuwanderer 
pflegen Zuwanderer, Zu-
wanderer unterrichten 
Zuwanderer … Wir alle 
spüren und wissen es: 
Das kann in der kleinen 
Schweiz nicht endlos so 
weitergehen!

Mit einem JA zur Volks
initiative «Keine 10-Milli-
onen-Schweiz!» stoppen wir 
diese Endlos-Wachstums
spirale. Denn bei einer An-
nahme können weiterhin 
jährlich rund 40’000 Einwan-
derer in die Schweiz kom-
men. Das ist ausreichend, 
um offene Fachstellen zu be-
setzen. Setzen wir also am 
14. Juni ein Zeichen: Keine 
10-Millionen-Schweiz JA!

Werner Salzmann 
Ständerat, Chefexperte 

Landwirtschaft, Mülchi (BE)

Daran zerbricht die Schweiz: 

Die Folgen der jährlichen Zuwanderung spüren wir alle täglich: Sinkende  
Lebensqualität, steigende Mieten, verstopfte Infrastruktur. Wir fühlen uns immer 
fremder im eigenen Land. Die Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!  
(Nachhaltigkeits-Initiative)» stoppt die steigende Belastung für unser Land. 



8  MISSBRAUCH SOZIALSYSTEM

Jedes Jahr wandern Zehntausende Asylmigranten aus sicheren Drittländern in unser Land ein  
und bleiben hier, selbst wenn ihr Asylgesuch abgelehnt wird. Für die Schweizer Steuerzahler  

ist das richtig teuer.

Horrende Kosten – trotz abgelehntem Asylgesuch!

Benjamin Fischer 
Nationalrat, Mitglied  
der Staatspolitischen  

Kommission,  
Oberweningen (ZH)

Die 7-köpfige Familie 
lebte in der Türkei, bevor 
sie sich 2023 via Balkan-
route in die Schweiz auf-
machte. Seither kommen 
die Schweizer Steuerzahler 
für die sieben Personen auf. 
Das Asylgesuch des Mannes 
wurde 2025 abgelehnt – er 
bleibt als «vorläufig Aufge-
nommener» trotzdem hier.

Das Gesuch der Frau 
wurde 2024 positiv ent-
schieden  – die Familie lebt 
in Wattwil (SG). Das älteste 
der Kinder ist mündig und 
in einem Integrationszent-
rum untergebracht – diese 
Kosten sind unbekannt. Be-

Urs Mühle, Sozialarbeiter und Mediator

Quelle: NZZ, 11. Februar 2025 Diana Gutjahr 
Nationalrätin und Unternehmerin, Amriswil (TG)

« Auch nach sieben Jahren ist die Hälfte 
der Zuwanderer mit Flüchtlingsstatus  
immer noch ohne Arbeitstätigkeit.  

80 von 100 beziehen  
Sozialhilfe. Wir als 
Schweiz sind zu  
grosszügig, fördern  
viel – aber fordern  
zu wenig. » 

kannt ist dank der Offen-
legung des Gemeindepräsi-
denten Alois Gunzenreiner 
(54, Die Mitte), was die an-
deren sechs Familienmit-
glieder in Wattwil (SG) pro 
Jahr an Kosten für die Steu-
erzahler verursachen. 

Doch das ist noch nicht 
alles. Das Paar will sich 
trennen – was offenbar 
massive Probleme ver-
ursacht. Deshalb müssen 
die Steuerzahler auch für 
die folgenden Massnahmen 
aufkommen:

« Es läuft aus dem Ruder. Familien mit  
Sozialhilfe sind heute oft besser situiert als  
wirtschaftlich unabhängige Familien mit tiefen 
Löhnen. […] Der Sozialstaat hat Aufgaben über-
nommen, die früher Sache der Familie waren. 
Heute sind wir an einem Punkt, an dem wir nicht 
noch weiter gehen sollten. Gerade Menschen mit  
Migrationshintergrund, die etwa 60 Prozent aller 
Sozialhilfebezüger ausmachen, haben oft starke 
familiäre Netzwerke. Statt sie zu nutzen, tun wir 
alles, um sie ihnen abzutrainieren. »

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

Sozialhilfe	 Fr. 46’500 

Wohnkosten	 Fr. 24’000

Krankenkasse	 Fr. 14’500 

Diverses	 Fr. 5’000 

Sozialpädagogische  
Familienbegleitung	 Fr. 63’000 

Fremdplatzierung eines Kindes  
(Fr. 700 pro Tag)	 Fr. 255’500 

TOTAL Kosten 1 Asyl-Familie 	 Fr. 408’500

Kosten einer sechsköpfigen Asylantenfamilie  
in Wattwil (SG) pro Jahr:

Quelle: Blick, 27. März 2026

 Kein  
Einzelfall !

●	 Psychologische und psy-
chiatrische Abklärungen

●	 Sozialpädagogischer 
Dienst

●	 Erziehungsberatung
●	 Begleitete Besuche

Massnahmen, die in der 
Regel die Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehör-
de (Kesb) anordnet – da-
mit erfahren die Bürger 
von Wattwil (SG) nicht, 
was sie alles noch zu
sätzlich bezahlen. Mit der 
Nachhaltigkeits-Initiati-
ve «Keine 10-Millionen-
Schweiz!» setzen wir am  
14. Juni ein Zeichen gegen 
diesen Asyl-Irrsinn!

●	 Eheschutzmassnahmen
●	 unentgeltliche Rechts-

pflege für jedes Elternteil



Kostenbeispiel: Drohung und Körperverletzung mit 
einem Messer durch einen Asylmigranten aus Somalia

Herr Urbaniok, haben wir 
ein Problem mit importier-
ter Kriminalität?
Frank Urbaniok: Das ha-
ben wir ganz eindeutig, wer 
die Augen aufmacht, weiss 
es. Leider wird das von Tei-
len der Politik und der Me-
dien tabuisiert.

Gemäss Ihrem Buch «Schat-
tenseiten der Migration» 
sind bei Tötungsdelikten, 
Vergewaltigungen und 
Raubüberfällen Täter aus 

AUSLÄNDERKRIMINALITÄT   9

Prof. Dr. Frank Urbaniok 
Forensischer Psychiater

Die Schweiz wird immer unsicherer
Jedes Jahr kommen Zehntausende Asylmigranten in unser Land. Vor allem Afghanen, Eritreer,  

Syrer, Somalier, Algerier. Alles Nationalitäten, die überdurchschnittlich oft kriminell sind.  
Den Preis zahlt die Schweizer Bevölkerung – doppelt und dreifach! 

Die Kriminalstatistik 
zeigt: Die Schweiz ist seit 
2019 um 30 Prozent krimi-

Pascal Schmid 
Nationalrat, Rechtsanwalt, 
ehemaliger Bezirksgerichts-
Präsident, Weinfelden (TG)

neller geworden! Jede vier-
te Straftat geht aufs Konto 
von Asylmigranten und 
Illegalen! Wir haben jedes 
Jahr Tausende von Opfern, 
die es ohne Massen-Asylmi-
gration nicht geben würde. 
Wer hätte gedacht, dass wir 
einmal im eigenen Land vor 
«Schutzsuchenden» Schutz 
suchen müssen?

Die Schweizer Bevölke-
rung zahlt für diese Will-
kommens-Asylpolitik mit 

«Wir haben ein Problem mit importierter Kriminalität»
2025 wurden in der Schweiz 554’963 Straftaten begangen. Schwere Gewalttaten nahmen erneut zu. 

Mehr als die Hälfte der Straftaten wurden von Ausländern begangen. Für den forensischen Psychiater 
Frank Urbaniok ist dies inakzeptabel.

bestimmten Nationen über-
vertreten. Welche und war-
um? 
 Bestimmte Länder aus dem 
Balkan, aus Osteuropa, aus 
Afrika und aus dem arabi-
schen Raum. Die Haupt-
gründe sind kulturelle Prä-
gungen. Eigentlich sind die 
Gründe egal – es ist inakzep-
tabel, dass bestimmte Be-
völkerungsgruppen 3-mal, 
4-mal, 10-mal oder noch 
mehr Opfer verursachen.

72 % der Gefängnisinsas-
sen haben keinen Schweizer 
Pass – laut Ihrem Buch sind 
aber auch die Verurteilten 
mit Schweizer Pass ein Pro-
blem.
 So ist es. Auch Personen mit 
Schweizer Pass und Migrati-
onshintergrund aus den pro-
blematischen Ländern sind 
bei Straftaten überrepräsen-
tiert. 

Was ist zu tun?
Es braucht dringend eine 

Migrationswende. Dazu 
schlage ich in meinem Buch 
17 Massnahmen vor, da man 
an vielen Punkten gleichzei-
tig ansetzen muss.

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

•	 Polizeikosten: 	 ca. Fr. 2’000
•	 Kosten Gerichtsmedizin: 	 ca. Fr. 5’000
•	 Kosten Staatsanwaltschaft: 	 ca. Fr. 12’000 
•	 Kosten Gerichte: 	 ca. Fr. 25’000  
•	 Übersetzungskosten: 	 Fr. 3’000  
•	 Verteidigung: 	 ca. Fr. 30’000 
•	 Psychiatrisches Gutachten	 ca. Fr. 10’000

		  Macht für den Steuerzahler Fr. 87’000 

ihrer Sicherheit. Aber auch 
in Franken: Allein der Bund 
gibt mittlerweile 4 Mil-
liarden aus für den Asyl
bereich  – das sind über 
1’700 Steuerfranken für 

einen 4-Personen-Haushalt.
Hinzu kommen die Kosten 
für Polizei, Strafverfolgung 
und Justizvollzug. Ein Ge-
fängnisplatz kostet 300-400 
Franken am Tag.

07.04.2026, Biel (BE)
Illegaler Migrant flüchtet mit gestohlenem E-Scooter 
vor der Polizei.
Quelle: Kantonspolizei Bern, 08.04.2026 

11.04.2026, Suhr (AG)
Illegaler Algerier bricht nachts mit Stein in 
bewohntes Einfamilienhaus ein.
Quelle: Kantonspolizei Aargau, 11.04.2026

11.04.2026, Basel-Stadt (BS)
Dreiste Marokkanerin versucht, 79-jährige Rentnerin zu  
überfallen – nur dank Passanten lässt sie vom Opfer ab.
Quelle: Staatsanwaltschaft, 12.04.2026

11.04.2026, St.Gallen (SG)
Schlägerei auf dem Marktplatz zwischen 2 Migranten – 
Eritreer zieht einem Deutschen 2 Glasflaschen über den Kopf.
Quelle: Toggenburg24, 13.04.2026

04.04.2026, Zürich (ZH) 
1 Kongolese und 2 Franzosen brechen in Autogarage ein. 
Quelle: Stadtpolizei Zürich, 07.04.2026

Neue Normalität?



10  WOHNUNGSNOT Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

Wir bauen und bauen … trotzdem werden  
die Wohnungen immer teurer.

Die Mieten werden immer teurer. Zentrale Lagen sind kaum bezahlbar. Die meisten Schweizerinnen 
und Schweizer können sich kein Wohneigentum mehr leisten – obwohl viel mehr gebaut wird.  

Für die Wohnungsknappheit ist die massive Zuwanderung verantwortlich.

Die Fakten:

Im Jahr 2001 wurden 
28’873 Wohnungen neu ge-
baut. Im Jahr 2023 wurden 
46’731 Wohnungen neu ge-
baut. Zuwanderer bauen für 
Zuwanderer, die wieder ihre 
Familien und diverse Ver-
wandten in die Schweiz ho-
len. Sogar Schwiegereltern 
dürfen kommen! Wir kom-
men nicht mehr hinterher 
mit Bauen. 

Die steigenden Mietprei-
se sind ein grosses Thema 

FDP-Gemeindepräsident Beat Rüfli  
ist wie die meisten nicht grundsätzlich gegen die Zu-
wanderung. «Aber die Menge und die Geschwindigkeit 
überfordern uns. Es ist wie beim Essen: Zu schnell zu 
viel ist schlecht verdaubar», sagt Rüfli. «Wir haben eine 
kritische Grösse erreicht.» Deshalb unterstützt er die 
Initiative gegen die 10-Millionen Schweiz.

Thomas Matter  
Nationalrat und  

Unternehmer, Meilen (ZH)

für die Menschen in der 
Schweiz. Zwischen 2009 
und 2023 sind die Mieten 
schweizweit um 20 Prozent 
gestiegen. In den Regionen 
Waadt, Genf, Zürich sogar 
um fast 30 Prozent. 

Warum? Weil die massive 
Zuwanderung sowie die ho-
hen Löhne für ausländische 
Expats die Mieten und Kauf-
preise für Wohneigentum in 
die Höhe treiben. 

Jedes Jahr kommen zu-
sätzlich rund 30’000 Asy-
lanten aus der ganzen Welt 
in die Schweiz. Die grosse 
Mehrheit – über 80 Pro-
zent – lebt von unserem So-
zialstaat. Die Gemeinden 
müssen Wohnungen mie-
ten: Sogar für Asylanten 
mit abgelehntem Asylge-
such, die einfach hier blei-
ben. Wir zahlen. 

Der Wohnungsbau kann die Massenzuwanderung 
nicht bewältigen: Obwohl immer mehr  

Wohnungen gebaut werden, steigen die Mieten.  
Darunter leiden vor allem Schweizer Familien  
mit tiefen und mittleren Einkommen sowie  
Senioren. Das ist unsozial und ungerecht. 

So kann es nicht  
weitergehen

Immer weniger Bürgerinnen 
und Bürger können sich die 
Mieten in der Schweiz leis-
ten. Das muss aufhören. 

Quelle: Blick, 16. April 2026
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Die Hiobsbotschaft ist noch tau-
frisch. Sie flatterte in der Woche 
nach Ostern als Einschreiben in 
die Briefkästen der Mieterinnen 
und Mieter zweier grosser 
Wohnblöcke in Arbon TG. «Mir 
zog es den Boden unter den Füs-
sen weg, als ich den Brief öffne-
te», sagt Alfred Gehrer (79) zu 
Blick. Der Senior wohnt mit sei-
ner Frau seit knapp 40 Jahren in 
einem der Blöcke.

Wie die Gehrers wurden 
sämtliche Anwohner darüber 
informiert, dass ihr Dach über 
dem Kopf bald abgerissen wird. 
Zwei grosse Liegenschaften mit 
über 50 Wohnungen sollen durch 
Ersatzneubauten ersetzt wer­
den. Über 100 Mieterinnen und 
Mieter müssen raus.

«In diesem Alter noch umzu-
ziehen, das ist nicht so einfach», 
sagt Gehrer. Auch seine Tochter 

ist von der Leerkündigung be-
troffen. Sie wohnt direkt neben-
an.

Die Abrisse sollen etappen­
weise erfolgen. Die Anwohner 
der ersten Liegenschaft müssen 
Ende Februar 2027 raus, die 
zweite Liegenschaft wird Ende 
Februar 2028 geräumt.

Auch Christa Francini (61) 
muss die Leerkündigung erst ein-
mal verdauen. Sie wohnt seit 
bald 24 Jahren hier. «Als ich den 
Brief öffnete, war ich geschockt», 
sagt sie. Weil sie Angst hat, nichts 
mehr zu finden, geht Francini be-
reits diese Woche alternative 
Wohnungen besichtigen.

Die Mieterin Ursina B.* (75) 
gehört ebenfalls zu den Betrof-
fenen. Sie möchte anonym blei-
ben. B. ist verärgert und ge-
schockt. «Ich bin hier erst vor ei-
nem Jahr eingezogen», sagt sie. 

Für ihre 3,5-Zimmer-Wohnung 
bezahlt sie 1320 Franken Miete. 
Für Zürich ein Schnäppchen – 
für Arbon in der Ostschweiz 
nicht unbedingt.

Die Liegenschaften stammen 
aus den 70er-Jahren. Doch die 
Wohnungen wurden vor rund 
zehn Jahren komplett saniert. 
«Die Badezimmer, WCs, Kü-

chen, Böden und sogar die Fens-
ter sind überall erneuert wor-
den», so die Seniorin. Alles sei in 
einem neuwertigen Zustand. «Es 
ist mir unverständlich, dass die 
Liegenschaften nun dem Erd­
boden gleichgemacht werden 
sollen.»

Blick hat bei der Verwaltung 
der Wohnblöcke nachgefragt. 

Die Eigentümerin ABV Liegen-
schaften habe vor dem Ent-
scheid zum Ersatzneubau um-
fassende Abklärungen getrof-
fen, sagt diese. «Der Gebäude-
energienachweis hat ergeben, 
dass die Gebäudehülle eine un-
genügende Wärmedämmung 
aufweist», sagt die Verwaltung 
Gemag Gebrüder Müller zu 

Blick. Die Heizkosten betragen 
demnach rund das Doppelte 
 einer Neubauwohnung, was 
ökologisch nicht vertretbar sei. 
«Feuchtigkeit und Schimmelbil­
dung beeinträchtigen die Wohn­
qualität seit längerem», gibt die 
Verwaltung zu bedenken.

Die Eigentümerschaft will 
den Betroffenen bei der Woh-

HELENA GRAF

M ilad A.* (29) steigt die 
Treppe zum Central 
Hotel hinauf. «Guten 
Tag Frau Helena», 

grüsst er mit sanfter Stimme, im 
Berner Dialekt. Die Sonne steht 
tief über der Koh-e Baba, einer 
Gebirgskette westlich von Ka-
bul. Toyota Corollas rattern vor-
bei, hupen. Abendverkehr in der 
afghanischen Hauptstadt.

Ein Sicherheitsmann öffnet 
die Tür. Wir setzen uns auf blaue 
Samtsofas. «Sind Sie gut ange­
kommen?» Ich nicke. Er lächelt, 
murmelt: «Willkommen in der 
Hölle.»

Milad A. hat zehn Jahre sei-
nes Lebens in der Schweiz ver-
bracht. Flucht als Teenager. 
Hoffnung auf eine Zukunft. 
Dann: Asylantrag abgelehnt. 
Eine Prügelei mit einem ande-
ren Asylbewer-
ber bringt ihn 
dann in den Fo-
kus der Schwei-
zer Justiz.

Im Oktober 
2024 schicken 
ihn die Behör-
den zurück. Es 
ist die erste Ausschaffung nach 
Afghanistan seit der Macht-
übernahme der Taliban.

Als er in Kabul landet, wartet 
niemand auf ihn. Bärtige Män­
ner mit Turban und Eyeliner 
 prüfen seine Papiere. Eine 
 fremde Welt. Milad A. ruft einen 
Kollegen an. «Sonst kannte ich 
niemanden», erzählt er. Der 
Freund organisiert ihm eine leer 
stehende Wohnung. Keine Hei-
zung, keine Möbel. «Dort ver-
steckte ich mich», sagt er.

Wir bestellen Grüntee. Er 
spricht leise, stockt, entschul-
digt sich für sein Deutsch: «Ich 
habe viel verlernt.» Momentan 
lerne er Türkisch. Mit einer App. 
«Ich spreche schon einigermas-
sen fliessend», sagt Milad A. Er 
hofft, in der Türkei Arbeit zu fin-
den. «Denn hier kann ich nicht 
leben.»

In jenen ersten Wochen in 
Kabul wird ihm bewusst, wie 
lange er weg war. Und wie viel 

sich verändert hat. «Ich passe 
nicht rein. Die Leute auf der 
Strasse merken das», erklärt er. 
«Mein Dialekt, meine Gangart, 
meine Mimik sind anders.»

Für die Taliban und deren 
Anhänger gilt er als Verräter. Als 
Feigling, der in den Westen 
 geflüchtet ist. «Ich werde be-
leidigt», sagt er. «Manchmal 
 geschlagen.»

Milad A. hat schwarzes Haar 
und braune Augen, asiatische 
Gesichtszüge. Typisch für Ange-
hörige der Hazara, der dritt-
grössten Minderheit im Land. 
Seit der Machtübernahme wer-
den sie systematisch diskrimi-
niert. Viele finden keine Arbeit, 
verlieren ihre Geschäfte, weil 
sie extra Steuern zahlen müs-
sen. Die Taliban verüben blutige 
Angriffe auf ihre Moscheen. «Ich 
habe ständig Angst», murmelt 
er. «Das ist kein Leben.»

Er kommt 
während des 
Bürgerkriegs 
zur Welt, 
wächst auf dem 
Land auf. Sein 
Vater arbeitet 
für die afghani-
sche Armee. 

Acht Jahre lang ist er ein Einzel-
kind. Dann wird seine Mutter 
wieder schwanger. Doch sie und 
der Vater werden ermordet, das 
ungeborene Geschwister stirbt. 
«Sie fuhren mit dem Auto in 
eine andere Provinz», erzählt 
Milad A. «Ich weiss nicht, wie 
und warum sie getötet wurden.»

Plötzlich ist er allein. Ein 
Freund seiner Eltern nimmt ihn 
auf. Dieser hat eine eigene Fa-
milie. «Sie waren bitterarm», 
sagt er. «Ich fühlte mich wie 
eine Last.»

Mit 15 flieht er in den Iran, reist 
weiter in die Türkei und schliess­
lich in die Schweiz. Er kommt in 
ein Zentrum im  Kanton Bern. 
Dort begegnet er dem Betriebs-
wirtschafter Jürg Schneider 
(81), der sich gemeinsam mit 
anderen Freiwilligen rund um 
die Notunterkunft engagiert.

Schneider empfängt mich zu 
Hause in Bern, kurz bevor ich 
nach Kabul fliege. «Milad ist ein 

ruhiger, fast schüchterner 
Mann», erzählt Schneider. 
«Aber sehr intelligent und gut 
gebildet.»

Milad A. lernt schnell 
Deutsch, übersetzt bald für 
 andere Asylsuchende, etwa bei 
Terminen auf dem Migrations-
amt. Und er spielt Fussball.  
Im Dorf – und in einem Viert-
liga-Klub, der ihn mittrainieren 
lässt.

Mehr als zwei Jahre lang war-
tet Milad A. auf seinen Asylent-
scheid. Sein Gesuch wird 2018 
abgelehnt. Er ist damals 19. 

Emotional aufgeladen streitet er 
sich mit einem anderen Asyl-
bewerber im Sportunterricht. 
Sie prügeln sich, gehen zu Boden. 
Er tritt nach, gegen den Kopf. Der 
andere erleidet Schürfungen 
und blaue Flecken im Gesicht.

Die Polizei leitet ein Verfah-
ren ein. Der verletzte Asylbe-
werber will die Anzeige noch 
zurückziehen. Doch es ist zu 
spät. Die Ermittlungen laufen 
schon – wegen versuchter 
schwerer Körperverletzung.

In der Einvernahme gibt 
 Milad A. alles zu. «Ich hatte 

mich nicht im Griff, und das tut 
mir unheimlich leid», sagt er. 
Das Gericht verurteilt ihn  
2019 im abgekürzten Verfahren 
zu 16 Monaten Gefängnisstrafe 
bedingt. Zwei Jahre 
 P robezeit, wegen güns­
tiger Prognose. Oben­
drauf: sieben Jahre 
 Landesverweis.

Doch Milad bleibt. 
Die Schweiz schafft 
nach 2019 keine Afgha-
nen mehr aus. Perspek-
tiven hat er dennoch keine. 
2021 kämpfen sich die Taliban 

in Afghanistan an die Macht. Sie 
führen die Scharia ein: Todes-
strafe für Mörder, Bildungs-
verbot für junge Frauen, Ab-
schaffung der Religionsfreiheit.

2024 entscheidet der 
Bundesrat: Schwer krimi-
nelle Afghanen dürfen 
wieder ausgeschafft wer-
den. Polizisten holen 
 Milad A. im Rückkehrzen-
trum ab. Noch am glei­
chen Tag fliegen sie mit 
ihm nach Istanbul. Er  

wird ins Flugzeug nach Kabul 
gesetzt.

Wie entwickelt sich Afghanis-Wie entwickelt sich Afghanis-
tan? Wann können die in die tan? Wann können die in die 
Schweiz Geflüchteten zurück Schweiz Geflüchteten zurück 
in ihre Heimat? Reporterin in ihre Heimat? Reporterin 
 Helena Graf (Bild) berichtet  Helena Graf (Bild) berichtet 
aus dem Land der Taliban. Der aus dem Land der Taliban. Der 
nächste Teil:  Wie es sich an-nächste Teil:  Wie es sich an-
fühlt, in  einem staubigen fühlt, in  einem staubigen 
 Toyota  Corolla neun Tage  Toyota  Corolla neun Tage 
durch Afghanistan zu fahren.durch Afghanistan zu fahren.

Afghanistan in 
vierteiliger Serie

«Als ich den Brief öffnete, war ich geschockt»«Als ich den Brief öffnete, war ich geschockt»
Leerkündigungen in Arbon TG – Wohnungen wurden vor zehn Jahren komplett saniert

Der ausgeschaffte Milad A. lebt allein in Kabul – und hat keine PerspektiveBLICK IN AFGHANISTAN

Für die Taliban gilt 
er als Verräter

Jürg Schneider, 
Freiwilliger.

«Ich passe nicht 
rein. Die Leute 
merken das.»

Milad A.,  
Ausgeschaffter

Viele Männer schlagen 
sich als Tagelöhner durch.

Grosser Markt in Kabul: 
Afghanistan steckt in 
einer humanitären Krise.

Die Wohnblöcke stammen 
aus den 70er­Jahren.

Alfred Gehrer wohnt mit 
seiner Frau seit knapp 

40 Jahren in der Liegenschaft.

Leerkündigungen in Arbon TG – Wohnungen wurden  
vor zehn Jahren komplett saniert

«Als ich den Brief öffnete,  
war ich geschockt»

Blick | Donnerstag | 16. April 20262

Fo
to

s  T
oq

ee
r S

eth
i, P

hil
ipp

e R
os

sie
r, G

ett
y Im

ag
es

, Ke
yst

on
e

Die Hiobsbotschaft ist noch tau-
frisch. Sie flatterte in der Woche 
nach Ostern als Einschreiben in 
die Briefkästen der Mieterinnen 
und Mieter zweier grosser 
Wohnblöcke in Arbon TG. «Mir 
zog es den Boden unter den Füs-
sen weg, als ich den Brief öffne-
te», sagt Alfred Gehrer (79) zu 
Blick. Der Senior wohnt mit sei-
ner Frau seit knapp 40 Jahren in 
einem der Blöcke.

Wie die Gehrers wurden 
sämtliche Anwohner darüber 
informiert, dass ihr Dach über 
dem Kopf bald abgerissen wird. 
Zwei grosse Liegenschaften mit 
über 50 Wohnungen sollen durch 
Ersatzneubauten ersetzt wer­
den. Über 100 Mieterinnen und 
Mieter müssen raus.

«In diesem Alter noch umzu-
ziehen, das ist nicht so einfach», 
sagt Gehrer. Auch seine Tochter 

ist von der Leerkündigung be-
troffen. Sie wohnt direkt neben-
an.

Die Abrisse sollen etappen­
weise erfolgen. Die Anwohner 
der ersten Liegenschaft müssen 
Ende Februar 2027 raus, die 
zweite Liegenschaft wird Ende 
Februar 2028 geräumt.

Auch Christa Francini (61) 
muss die Leerkündigung erst ein-
mal verdauen. Sie wohnt seit 
bald 24 Jahren hier. «Als ich den 
Brief öffnete, war ich geschockt», 
sagt sie. Weil sie Angst hat, nichts 
mehr zu finden, geht Francini be-
reits diese Woche alternative 
Wohnungen besichtigen.

Die Mieterin Ursina B.* (75) 
gehört ebenfalls zu den Betrof-
fenen. Sie möchte anonym blei-
ben. B. ist verärgert und ge-
schockt. «Ich bin hier erst vor ei-
nem Jahr eingezogen», sagt sie. 

Für ihre 3,5-Zimmer-Wohnung 
bezahlt sie 1320 Franken Miete. 
Für Zürich ein Schnäppchen – 
für Arbon in der Ostschweiz 
nicht unbedingt.

Die Liegenschaften stammen 
aus den 70er-Jahren. Doch die 
Wohnungen wurden vor rund 
zehn Jahren komplett saniert. 
«Die Badezimmer, WCs, Kü-

chen, Böden und sogar die Fens-
ter sind überall erneuert wor-
den», so die Seniorin. Alles sei in 
einem neuwertigen Zustand. «Es 
ist mir unverständlich, dass die 
Liegenschaften nun dem Erd­
boden gleichgemacht werden 
sollen.»

Blick hat bei der Verwaltung 
der Wohnblöcke nachgefragt. 

Die Eigentümerin ABV Liegen-
schaften habe vor dem Ent-
scheid zum Ersatzneubau um-
fassende Abklärungen getrof-
fen, sagt diese. «Der Gebäude-
energienachweis hat ergeben, 
dass die Gebäudehülle eine un-
genügende Wärmedämmung 
aufweist», sagt die Verwaltung 
Gemag Gebrüder Müller zu 

Blick. Die Heizkosten betragen 
demnach rund das Doppelte 
 einer Neubauwohnung, was 
ökologisch nicht vertretbar sei. 
«Feuchtigkeit und Schimmelbil­
dung beeinträchtigen die Wohn­
qualität seit längerem», gibt die 
Verwaltung zu bedenken.

Die Eigentümerschaft will 
den Betroffenen bei der Woh-

HELENA GRAF

M ilad A.* (29) steigt die 
Treppe zum Central 
Hotel hinauf. «Guten 
Tag Frau Helena», 

grüsst er mit sanfter Stimme, im 
Berner Dialekt. Die Sonne steht 
tief über der Koh-e Baba, einer 
Gebirgskette westlich von Ka-
bul. Toyota Corollas rattern vor-
bei, hupen. Abendverkehr in der 
afghanischen Hauptstadt.

Ein Sicherheitsmann öffnet 
die Tür. Wir setzen uns auf blaue 
Samtsofas. «Sind Sie gut ange­
kommen?» Ich nicke. Er lächelt, 
murmelt: «Willkommen in der 
Hölle.»

Milad A. hat zehn Jahre sei-
nes Lebens in der Schweiz ver-
bracht. Flucht als Teenager. 
Hoffnung auf eine Zukunft. 
Dann: Asylantrag abgelehnt. 
Eine Prügelei mit einem ande-
ren Asylbewer-
ber bringt ihn 
dann in den Fo-
kus der Schwei-
zer Justiz.

Im Oktober 
2024 schicken 
ihn die Behör-
den zurück. Es 
ist die erste Ausschaffung nach 
Afghanistan seit der Macht-
übernahme der Taliban.

Als er in Kabul landet, wartet 
niemand auf ihn. Bärtige Män­
ner mit Turban und Eyeliner 
 prüfen seine Papiere. Eine 
 fremde Welt. Milad A. ruft einen 
Kollegen an. «Sonst kannte ich 
niemanden», erzählt er. Der 
Freund organisiert ihm eine leer 
stehende Wohnung. Keine Hei-
zung, keine Möbel. «Dort ver-
steckte ich mich», sagt er.

Wir bestellen Grüntee. Er 
spricht leise, stockt, entschul-
digt sich für sein Deutsch: «Ich 
habe viel verlernt.» Momentan 
lerne er Türkisch. Mit einer App. 
«Ich spreche schon einigermas-
sen fliessend», sagt Milad A. Er 
hofft, in der Türkei Arbeit zu fin-
den. «Denn hier kann ich nicht 
leben.»

In jenen ersten Wochen in 
Kabul wird ihm bewusst, wie 
lange er weg war. Und wie viel 

sich verändert hat. «Ich passe 
nicht rein. Die Leute auf der 
Strasse merken das», erklärt er. 
«Mein Dialekt, meine Gangart, 
meine Mimik sind anders.»

Für die Taliban und deren 
Anhänger gilt er als Verräter. Als 
Feigling, der in den Westen 
 geflüchtet ist. «Ich werde be-
leidigt», sagt er. «Manchmal 
 geschlagen.»

Milad A. hat schwarzes Haar 
und braune Augen, asiatische 
Gesichtszüge. Typisch für Ange-
hörige der Hazara, der dritt-
grössten Minderheit im Land. 
Seit der Machtübernahme wer-
den sie systematisch diskrimi-
niert. Viele finden keine Arbeit, 
verlieren ihre Geschäfte, weil 
sie extra Steuern zahlen müs-
sen. Die Taliban verüben blutige 
Angriffe auf ihre Moscheen. «Ich 
habe ständig Angst», murmelt 
er. «Das ist kein Leben.»

Er kommt 
während des 
Bürgerkriegs 
zur Welt, 
wächst auf dem 
Land auf. Sein 
Vater arbeitet 
für die afghani-
sche Armee. 

Acht Jahre lang ist er ein Einzel-
kind. Dann wird seine Mutter 
wieder schwanger. Doch sie und 
der Vater werden ermordet, das 
ungeborene Geschwister stirbt. 
«Sie fuhren mit dem Auto in 
eine andere Provinz», erzählt 
Milad A. «Ich weiss nicht, wie 
und warum sie getötet wurden.»

Plötzlich ist er allein. Ein 
Freund seiner Eltern nimmt ihn 
auf. Dieser hat eine eigene Fa-
milie. «Sie waren bitterarm», 
sagt er. «Ich fühlte mich wie 
eine Last.»

Mit 15 flieht er in den Iran, reist 
weiter in die Türkei und schliess­
lich in die Schweiz. Er kommt in 
ein Zentrum im  Kanton Bern. 
Dort begegnet er dem Betriebs-
wirtschafter Jürg Schneider 
(81), der sich gemeinsam mit 
anderen Freiwilligen rund um 
die Notunterkunft engagiert.

Schneider empfängt mich zu 
Hause in Bern, kurz bevor ich 
nach Kabul fliege. «Milad ist ein 

ruhiger, fast schüchterner 
Mann», erzählt Schneider. 
«Aber sehr intelligent und gut 
gebildet.»

Milad A. lernt schnell 
Deutsch, übersetzt bald für 
 andere Asylsuchende, etwa bei 
Terminen auf dem Migrations-
amt. Und er spielt Fussball.  
Im Dorf – und in einem Viert-
liga-Klub, der ihn mittrainieren 
lässt.

Mehr als zwei Jahre lang war-
tet Milad A. auf seinen Asylent-
scheid. Sein Gesuch wird 2018 
abgelehnt. Er ist damals 19. 

Emotional aufgeladen streitet er 
sich mit einem anderen Asyl-
bewerber im Sportunterricht. 
Sie prügeln sich, gehen zu Boden. 
Er tritt nach, gegen den Kopf. Der 
andere erleidet Schürfungen 
und blaue Flecken im Gesicht.

Die Polizei leitet ein Verfah-
ren ein. Der verletzte Asylbe-
werber will die Anzeige noch 
zurückziehen. Doch es ist zu 
spät. Die Ermittlungen laufen 
schon – wegen versuchter 
schwerer Körperverletzung.

In der Einvernahme gibt 
 Milad A. alles zu. «Ich hatte 

mich nicht im Griff, und das tut 
mir unheimlich leid», sagt er. 
Das Gericht verurteilt ihn  
2019 im abgekürzten Verfahren 
zu 16 Monaten Gefängnisstrafe 
bedingt. Zwei Jahre 
 P robezeit, wegen güns­
tiger Prognose. Oben­
drauf: sieben Jahre 
 Landesverweis.

Doch Milad bleibt. 
Die Schweiz schafft 
nach 2019 keine Afgha-
nen mehr aus. Perspek-
tiven hat er dennoch keine. 
2021 kämpfen sich die Taliban 

in Afghanistan an die Macht. Sie 
führen die Scharia ein: Todes-
strafe für Mörder, Bildungs-
verbot für junge Frauen, Ab-
schaffung der Religionsfreiheit.

2024 entscheidet der 
Bundesrat: Schwer krimi-
nelle Afghanen dürfen 
wieder ausgeschafft wer-
den. Polizisten holen 
 Milad A. im Rückkehrzen-
trum ab. Noch am glei­
chen Tag fliegen sie mit 
ihm nach Istanbul. Er  

wird ins Flugzeug nach Kabul 
gesetzt.

Wie entwickelt sich Afghanis-Wie entwickelt sich Afghanis-
tan? Wann können die in die tan? Wann können die in die 
Schweiz Geflüchteten zurück Schweiz Geflüchteten zurück 
in ihre Heimat? Reporterin in ihre Heimat? Reporterin 
 Helena Graf (Bild) berichtet  Helena Graf (Bild) berichtet 
aus dem Land der Taliban. Der aus dem Land der Taliban. Der 
nächste Teil:  Wie es sich an-nächste Teil:  Wie es sich an-
fühlt, in  einem staubigen fühlt, in  einem staubigen 
 Toyota  Corolla neun Tage  Toyota  Corolla neun Tage 
durch Afghanistan zu fahren.durch Afghanistan zu fahren.

Afghanistan in 
vierteiliger Serie

«Als ich den Brief öffnete, war ich geschockt»«Als ich den Brief öffnete, war ich geschockt»
Leerkündigungen in Arbon TG – Wohnungen wurden vor zehn Jahren komplett saniert

Der ausgeschaffte Milad A. lebt allein in Kabul – und hat keine PerspektiveBLICK IN AFGHANISTAN

Für die Taliban gilt 
er als Verräter

Jürg Schneider, 
Freiwilliger.

«Ich passe nicht 
rein. Die Leute 
merken das.»

Milad A.,  
Ausgeschaffter

Viele Männer schlagen 
sich als Tagelöhner durch.

Grosser Markt in Kabul: 
Afghanistan steckt in 
einer humanitären Krise.

Die Wohnblöcke stammen 
aus den 70er­Jahren.

Alfred Gehrer wohnt mit 
seiner Frau seit knapp 

40 Jahren in der Liegenschaft.

Entwicklung der ständigen Wohnbevölkerung in Pieterlen
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Pieterlen: Grösstes Bevölkerungswachstum im Kanton Bern

Darum JA  
zur Volksinitiative

«Keine 10-Millionen-
Schweiz!».
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«Wir müssen wieder selber Fachkräfte ausbilden»
In der Schweiz bilden wir falsch aus, an den Bedürfnissen des Marktes vorbei. Pflegepersonal und 

Handwerker werden dringend gebraucht, während immer mehr Uni-Abgänger arbeitslos sind. 

In immer mehr Schulklassen sind fremdsprachige Schülerinnen und Schüler die Mehrheit.  
Integration und qualitativ guter Unterricht sind so kaum möglich. Das Bildungsniveau sinkt.

Studien belegen: Ab ei-
nem Anteil von 30 % fremd-
sprachiger Kinder ist ein 
qualitativ guter Schulunter-
richt kaum mehr möglich. 
An immer mehr Schweizer 
Schulen ist das die Realität.

Der Grund: die mass-
lose Zuwanderung. Be-
reits hat fast die Hälfte 
aller 15-Jährigen in der 
Schweiz einen Migrati-
onshintergrund. Mehr als 
in jedem anderen Industrie-
land der Welt. Aktuell kom-
men 45 Prozent aller Zür-

cher Schüler aus Familien, 
bei denen zu Hause nicht 
Deutsch gesprochen wird. 
Und das ist der kantonale 
Durchschnitt. In den Städ-
ten und Agglo-Gemeinden 
ist der Anteil fremdsprachi-
ger Kinder noch viel höher. 
Wie soll hier noch Integra-
tion gelingen? Die Schulen 
sind mit dieser Zuwande-
rung komplett überfor-
dert. Darunter leiden alle 
Schülerinnen und Schüler. 

Das Resultat: ein Vier-
tel der Schweizer Schul-

abgänger kann nach 9 
Schuljahren nicht richtig 
lesen (PISA-Studie 2022)!

Hinzu kommt: Der hohe 
Migrationsanteil führt zu 
immer mehr Betreuungs-
aufwand, kleineren Klas-
sen, mehr Personal und 
damit exorbitanten Kosten. 
Und unsere christlichen 
Traditionen kommen un-
ter die Räder. So wird bei-
spielsweise Weihnachten 
aus Rücksicht auf die Mus-
lime in vielen Schulen nicht 
mehr gefeiert.

Deshalb braucht es am 
14. Juni ein JA zur Nach-
haltigkeits-Initiative «Kei-
ne 10-Millionen-Schweiz!».

AUSBILDUNGSKRISE   11Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

Wir pumpen extrem viel 
Geld in gewisse Studien an 
den Universitäten, aber deren 
Abgänger finden keinen Job. 
Das haben auch Vertreter 
anderer Parteien realisiert. 
Etwa alt SP-Nationalrat, Öko-
nom und ehemaliger Preis-
überwacher Rudolf Strahm. 
Er sagte in der NZZ: 

«Die Personenfreizügig-
keit ist auch eine Ursache 
des Fachkräftemangels, 
zum Beispiel im Gesund-

heitswesen: Die steigen-
de Nachfrage haben wir  
jahrelang mit Ärzten und 
Pflegerinnen aus dem Aus-
land aufgefüllt und bei 
uns die teure Ausbildung 
gespart. 3000 junge Ma-
turanden, die jedes Jahr 
gerne Medizin studieren 
wollten, wurden wegen 
des Numerus clausus nicht 
zum Medizinstudium zu-
gelassen. Tausende, vor al-
lem junge Frauen, wurden 
nicht zu Fachangestellten 
Gesundheit ausgebildet, 
weil die Rekrutierung im 
Ausland für die Spitäler 
einfacher war. Obschon  
das Interesse da wäre. 
Selbst niederschwellige  
Angebote wurden be-
kämpft.» Für unsere Zu-
kunft müssen wir Praktiker 
ausbilden, die wissen, wie 

man eine Schaufel hält oder 
ein Dach deckt. Und mit 
unserer Initiative geht die 
Zuwanderung auch nicht 
auf null zurück. Netto kön-
nen bis 2050 immer noch 

Manuel Strupler 
Gartenbauunternehmer, 

Landwirt und Nationalrat, 
Weinfelden (TG)

fast eine Million Personen 
kommen. Wenn das jene 
Fachkräfte sind, welche 
die Wirtschaft wirklich 
braucht, haben wir kein 
Problem. 

Schülerinnen und Schüler leiden unter Zuwanderung

Katja Riem 
Winzerin und Nationalrätin, 

Kirchdorf (BE)

Quelle: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/gesundheit/gesundheitswesen.
assetdetail.28625262.html

Zunahme Pflegepersonal  in Krankenhäusern, Pflegeheimen 
und für Pflege zu Hause, ohne Hebammen von 2007-2022

2007

152’619
Personen 
in Pflege 

2022

231’305
Personen 
in Pflege

78‘686 zusätzli
che  

Perso
nen in der Pflege  

in 15 Jahren entsp
rich

t +52 %



12  JETZT ABSTIMMEN

Eidgenössische Abstimmung, 14. Juni 2026

JETZT MITMACHEN

Volksinitiative  
Keine 10-Millionen-Schweiz
Nachhaltigkeits-Initiative      JA

Magdalena Martullo-Blocher  
Nationalrätin, Unternehmerin

nachhaltigkeitsinitiative.ch

Antwort

Wollen Sie die eidgenössische Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)» annehmen?

Stimmzettel für die Volksabstimmung 
vom 14. Juni 2026

Helfen Sie JETZT mit,  
damit unsere Schweiz  
Schweiz bleibt!

Plakat B1 «Agglo Land»Ich unterstütze die Kampagne zur Nachhaltigkeits-Initiative mit einer Spende.

Einfach den nebenstehenden QR-Code mit dem Handy scannen.

Ich bezahle und lasse den Flyer direkt per Post in von mir ausgewählten Gemeinden verteilen  
über das Online-Versandtool: www.flyer-ueberall.ch/nachhaltigkeitsinitiative/sponsern-d

Einfach den nebenstehenden QR-Code mit dem Handy scannen.

Hier können Sie Fahnen, Kleber, Plakate zur Unterstützung unseres Abstimmungskampfes bestellen

Einfach den nebenstehenden QR-Code mit dem Handy scannen.

Zuwanderung: Daten – Fakten – Hintergründe

« Der EU-Unterwerfungsvertrag weitet 
die Zuwanderung nochmals massiv aus! 
690’000 Ausländer erhalten auf einen 
Schlag das Daueraufenthaltsrecht und  
danach jedes Jahr rund 70’000 mehr.  
Sie bleiben für immer in der Schweiz – 
auch wenn sie nie mehr ar-
beiten, Sozialhilfe beziehen  
und sogar, wenn sie  
kriminell werden. » 

« Die Personenfreizügigkeit bringt uns 
ein zu hohes Bevölkerungswachstum. Die-
ses verknappt und verteuert Wohnraum, 
Infrastruktur, Gesundheits- und Bildungs-
leistungen, Umweltgüter, etc., und senkt 
so Wohlstand und Lebensqualität  
der Bürger. Deshalb muss die  
Schweiz die Zuwanderung  
selbst klug steuern. » 

Reiner Eichenberger  
Professor für Wirtschaftspolitik, 

parteilos

Keine 
10-Millionen 

Schweiz!

JANachhaltigkeits-
            Initiative
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Für Fragen und Anliegen:  
info@nachhaltigkeitsinitiative.ch


